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Justitia und Karneval, Spaß und Recht, da stellt sich schnell die Frage, was beides miteinander zu tun hat. Ein Blick in die Rechtsprechung zeigt: Mehr als man vielleicht glauben mag! Denn wie auch sonst im Leben, endet so manches, was im mit Spaß und Freude begann, vor dem Richtertisch. 

Wir haben in nachstehend eine Reihe von „karnevalsbezogenen“ Entscheidungen zusammengestellt. Da geht es etwa um leckende „Pittermännchen“, um brennende „Nubbel“, um die Einordnung von Büttenreden als Kunst, um eine Berufungseinlegung am Rosenmontag und noch einiges mehr!

 Aber, sehen Sie selbst: 

I.
Zivilrecht: Unfälle bei Karnevalsveranstaltungen

Immer wieder kommt es im Rahmen von Karnevalsveranstaltungen zu Verletzungen der Teilnehmer. Oft sind sie nur geringfügig und haben keine weiteren Folgen. Bei schwerwiegenderen Verletzungen erschallt dagegen schnell der Ruf nach dem Kadi. Auf der Suche nach dem Verantwortlichen gerät dabei häufig der Veranstalter ins Visier. Dieser hat nach der Rechtsprechung dafür zu sorgen, dass von der Veranstaltung keine Gefahren für die Teilnehmer ausgehen. 

Der Umfang und der Reichweite dieser „Verkehrssicherungspflicht, so der juristische Begriff, kann – wie anhand der nachfolgenden Beispiele zu sehen ist – von den Umständen des Einzelfalls abhängen.

Pittermännchen in der KölnArena: Auch das kölsche Wasser ist naß!

Jedes Jahr findet in der KölnArena die Großveranstaltung „Lachende KölnArena“ statt, an der 10.000 bis 15.000 „Jecken“ teilnehmen. Auf dieser Veranstaltung werden sogenannte Pittermännchen, kleine Fässer Bier, an die Besucher zur Selbstbedienung verkauft, die von den Besuchern selbst zu einer Vielzahl beweglicher Ausgabestellen zurückgebracht wurden, um das Pfand auszulösen. Die Besucher dürfen aber auch eigene Bierfässer zu den Veranstaltungen mitbringen. 

Bei dem Transport der Bierfässer kann es dazu kommen, dass aus den kleinen Fässern noch Reste des Bieres auslaufen. Dies behauptete jedenfalls der Kläger. Dadurch sei der Bodenbelag feucht geworden. Er sei dann sei auf einer Treppe ausgerutscht und habe sich schwere Sturzverletzungen zugezogen. Mit der Klage machte er Schadensersatz und Schmerzensgeld geltend. 

Das Oberlandesgericht Köln wies die Klage zurück (Urteil vom 28. Juni 2002, Az.: 19 U 7/02). Wer im Karneval eine solche Massenveranstaltung mit Alkoholkonsum besuche, bei der zwangsläufig auch Getränke auf den Boden geraten müssen, wisse, dass er dies im gewissen Umfang auch auf eigene Gefahr hin tue. Der Veranstalter habe genügend Reinigungspersonal zur Verfügung gestellt, es liege aber in der Natur der Sache, dass bei einer solchen Massenveranstaltung nicht jede Gefahr ausgeschlossen werden könne. Deshalb könne von der Beklagten keine hundertprozentige Sicherheit verlangt werden. Schließlich seien auch andere Schadensabläufe denkbar, zumal der Kläger nach eigenen Angaben ca. 3,5 Liter Bier getrunken habe. 

Danach sind Bierlachen wohl als sozial adäquat zu beurteilen. 

Nicht mehr angemessen ist es jedoch nach Ansicht des Kölner Strafrichters, diese kleinen Pittermänchen auf andere Menschen zu werfen. So geschehen im Jahre 2004. 

Das Gericht verurteilte den Werfer wegen Körperverletzung in einem besonders schweren Fall zu sechs Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung. In der Urteilsbegründung führte es aus, dass es das Bierfass als „gefährliches Werkzeug“ angesehen habe und deshalb der höhere Strafrahmen anzuwenden gewesen sei (RP Online vom 21. Dezember 2004). 

Schokolade im Gesicht oder „Wer sich in Gefahr begibt, ist selbst schuld“
In einem im Januar 2011 ebenfalls vor dem Amtsgericht Köln (Urteil vom 07. Januar 2011, Az.: 123 C 254/10) verhandelten Fall ging es auch um Wurfgeschosse, diesmal allerdings handelte es sich um Schokoriegel, die während des Rosenmontagszuges von einem Festwagen geworfen wurden. 

Die Klägerin behauptete, dass sie von zwei Schokoriegeln getroffen und am linken Auge verletzt wurde. Sie machte gegen den Veranstalter des Zuges und dem teilnehmenden Verein einen Anspruch auf Zahlung von Schmerzensgeld in Höhe von 1.500,00 € geltend. 
Das Amtsgericht wies die Klage jedoch unter Hinweis auf ähnliche Urteile des Amtsgerichts Eschweiler (Urteil vom 03. Januar 1986, Az.: 6 C 599/85, Verletzung am Auge durch geworfene Blume) und des Landgerichts Trier (Urteil vom 07. Februar 1995, Az.: 1 S 150/94, Verletzung eines Zahnes durch Wurf eines Bonbons) mit der Begründung ab, dass das Werfen von kleineren Gegenständen während eines Karnevalsumzuges vom Umzugswagen aus sozial üblich, allgemein anerkannt, von allen Zuschauern erwartet und insgesamt erlaubt sei. Nach Ansicht des Gerichts entspreche dieses Verhalten langjährigen Traditionen und werde allgemein begrüßt, es dürfte für viele Zuschauer einen ganz wesentlichen Teil des Vergnügens der Teilnahme an einem Karnevalsumzug ausmachen. 

Wer schließlich an einem Rosenmontagszug als Zuschauer teilnehme und sich in Wurfweite der Wagen stelle, muss damit rechnen, bei mangelnder Aufmerksamkeit unerwartet von einem Gegenstand üblicher Größe und Beschaffenheit getroffen zu werden. Vermeidbar und jedes Risiko ausschließen könne nur die Positionierung in größerer Entfernung, geschlossenen Gebäuden oder der Verzicht auf eine Teilnahme. Das Gericht kommt zu dem Schluss, dass es der Klägerin oblegen hätte, größeren Abstand zu halten, ihre Aufmerksamkeit stets auf die Wagen zu richten oder ganz auf eine Teilnahme zu verzichten.
Zusammenstoß im Fastnachtsumzug

Während eines „Zuges“ kann es auch zu anderen Unannehmlichkeiten kommen. Dies zeigt ein Fall aus Wildkirch. 

Die Klägerin, ein zehnjähriges Mädchen, verletzte sich, als sie zusammen mit ihrer Mutter und ihrem Bruder durch den Zug auf die andere Straßenseite gehen wollte. Ein zurückgebliebener und seiner Gruppe nacheilender „Narr“ stieß mit dem Mädchen zusammen, wodurch dem Mädchen ein Schneidezahn hälftig und ein weiterer zum Teil abgeschlagen wurden. Sie nahm den Veranstalter auf Schadensersatz und Schmerzensgeld in Anspruch. 

Das Amtsgericht wies die Klage zurück. Ein Anspruch könne nur gegen den persönlich beteiligten „Narr“, nicht jedoch gegen den Veranstalter oder gegen die Gruppe, der der Narr angehörte, bestehen. Denn der Veranstalter einer Massenveranstaltung habe nur geeignete und zumutbare Vorkehrungen gegen eine naheliegende Verletzung von Rechtsgütern Dritter zu treffen. Eine Verpflichtung des Veranstalters, die Straße komplett zu sperren, habe nicht bestanden, da von den langsam flanierenden Gruppen keine Gefahr ausginge. 

Ferner habe sich der Unfall sich auf der Straße ereignet, die für jeden Zuschauer ersichtlich und selbstverständlich der Bereich war, der den beteiligten Narren zur Durchführung ihres Umzugs zur Verfügung stand. Der Unfall habe sich sozusagen im „Herrschaftsbereich“ der Narren und nicht im Zuschauerbereich ereignet. Die Zuschauer hätten damit rechnen müssen, dass einzelne Narren hinter ihren Blöcken zurückbleiben und wieder Anschluss suchen könnten. Deshalb sei es an dem Zuschauer, so aufmerksam zu sein, dass er nicht versehentlich geschädigt werde, wenn er den den Narren vorbehaltenen Bereich zu betrete.

So gesehen, würden eher dem zurückeilenden Narren Ansprüche zustehen, als dem 10-jährigen Mädchen. 

„Nubbelverbrennung“ im Kerzenschein

Aschermittwoch ist bekanntlich alles vorbei. Das Ende wird eingeleitet durch die „Nubbelverbrennung“. Dieser „Nubbel“ ist eine mit Stroh ausgestopfte Puppe. Er stellt eine Symbolfigur des Karnevals dar. Er  wird in Köln zu Beginn der Karnevalszeit an vielen Gaststätten angebracht und in der Nacht zu Aschermittwoch feierlich auf einem Scheiterhaufen verbrannt. Ein „Prediger“ hält heute eine Leichenrede, und die Teilnehmer tragen brennende Kerzen. 

In dem vom Landgericht Köln (Urteil vom 10. Mai 1990, 34 S 272/89) entschiedenen Fall hatte die Klägerin ihr Fahrzeug vor einer Gaststätte abgestellt, vor der später am Abend eine solche „Nubbelverbrennung“ stattfand. Dabei wurde das Fahrzeug der Klägerin durch Wachs beschädigt. Sie nahm daraufhin die Inhaber der Gaststätte in Anspruch und siegte auch in der Berufung vor dem Landgericht Köln. 

Nach Ansicht der Richter waren die Beklagten als Veranstalter der „Nubbelverbrennung“ in die Haftung zu nehmen. Der „Nubbel“ sei von ihnen an der Gaststätte angebracht worden, der „Prediger“ habe seine „Predigt“ von einem Fenster ihres Lokals gehalten hat und schließlich seien die von ihnen besorgten Kerzen in der Gaststätte verteilt worden. Die Beklagten hätten es insbesondere versäumt, im Parkbereich Hinweise auf die Gefahrenquelle aufzustellen. Allein die Anbringung des „Nubbels“ im Eingangsbereich der Gaststätte jedenfalls genüge als Hinweis nicht. Schließlich sei auch kein Mitverschulden der Klägerin gegeben. Allein der Umstand, dass sie das Fahrzeug vor einer Gaststätte abgestellt habe, begründe keine zurechenbare Erhöhung des Schadensrisikos. 

II.
Arbeitsrecht: Ohne Moos nichts los?

Wussten Sie es: Im Rheinischen ist der Rosenmontag quasi ein Feiertag. Die allermeisten Menschen brauchen nicht arbeiten, sondern müssen feiern. Andere fliehen, möglichst weit weg. Das Schönste dabei aber ist, dass es für diesen Tag regelmäßig auch Gehalt gibt. Denn was sich über Jahre eingebürgert hat, gilt auch ohne, dass es gesondert geregelt werden muss. Jedenfalls meistens. Was passieren kann, wenn Karneval ausfällt, zeigt die Entscheidung des  Bundesarbeitsgerichts:

Vergütung für den arbeitsfreien Rosenmontag

Die Klägerin, beschäftigt im öffentlichen Dienst, erschien 1991 am Rosenmontag nicht zur Arbeit. Der Beklagte gewährte in den Jahren zuvor unter Fortzahlung der Vergütung regelmäßig Dienstbefreiung am Rosenmontag. In jedem Jahr ging der Dienstbefreiung ein Rundschreiben des Arbeitgebers voraus, in dem die Dienstbefreiung angeordnet wurde. Wegen des Golfkrieges im Jahre 1991 wies der Arbeitgeber in einem Rundschreiben darauf hin, dass für dieses Jahr die Dienstbefreiung zum Karneval entfalle. Die Klägerin erwirkte darauf hin eine einstweilige Verfügung, wonach ihr für den Rosenmontag freizugeben sei. Zur Frage der Entgeltlichkeit der Dienstbefreiung äußert sich die einstweilige Verfügung nicht. Der Beklagte kam der Anordnung nach, kündigte jedoch in einem Schreiben an, für den Tag der Dienstbefreiung keine Vergütung zu gewähren. Der Klägerin wurde weiter mitgeteilt,  es werde eine entsprechende Rückzahlung verlangt. Gegen diesen von dem Beklagten behaupteten Anspruch ging die Klägerin gerichtlich vor.

Das Bundesarbeitsgericht (Urteil vom 24. März 1992, Az.: 5 AZR 16/92) gab dem Arbeitgeber Recht. 

Danach könne der Anspruch der Klägerin nur auf Grund betrieblicher Übung entstanden sein. Unter einer betrieblichen Übung verstehe man die regelmäßige Wiederholung bestimmter Verhaltensweisen des Arbeitgebers, aus denen die Arbeitnehmer schließen können, ihnen solle eine Leistung oder eine Vergünstigung auf Dauer eingeräumt werden. Aus diesem als Willenserklärung des Arbeitgebers zu wertenden Verhalten des Arbeitgebers erwachsen vertragliche Ansprüche auf die üblich gewordenen Leistungen. 

Allerdings gelten diese Grundsätze für die Arbeitsverhältnisse des öffentlichen Dienstes nur eingeschränkt. In diesem Bereich sei davon auszugehen, dass der Arbeitgeber im Zweifel nur die von ihm zu beachtenden gesetzlichen und tarifvertraglichen Normen vollziehen wolle. Daher müssen selbst bei langjährigen Vergünstigungen besondere zusätzliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes über das gewährte tarifliche Entgelt hinaus weitere Leistungen einräumen wolle, die auf Dauer gewährt und damit Vertragsbestandteil werden sollen. Diese Voraussetzung sah das Bundesarbeitsgericht nicht als erfüllt an. Denn die Beklagte hat gerade Jahr für Jahr die Dienstbefreiung gesondert angeordnet und sich so gerade nicht zu einer uneingeschränkten Leistung bereit erklärt. 

Fristlose Kündigung wegen Teilnahme an Weiberfastnachtsfeier

Der Mitarbeiter, ein Mitglied des Betriebsrates, nahm statt zu arbeiten von 12.00 bis 15.00 Uhr an einer privaten Weiberfastnachtsparty im Betrieb teil, ohne nach Ablauf seiner 45-minütigen Pause auszustempeln. Das Unternehmen wollte aus diesem Grund das Arbeitsverhältnis außerordentlich kündigen und beantragte die gerichtliche Zustimmung zum Ausspruch der Kündigung.

Das Landesarbeitsgericht Köln (Beschluss vom 16. Januar 2007, Az.: 13 TaBV 57/06) verweigerte jedoch die Zustimmung. 

Die Kölner Richter sahen die außerordentliche Kündigung als unverhältnismäßig an und zogen zur Begründung karnevalistische Gewohnheiten heran. Zunächst einmal stellte es heraus, dass der Vorfall nicht an irgendeinem Tag stattfand, sondern an Weiberfastnacht, einem Karnevalstag, dem in der Brauchtumspflege des Rheinlands eine besondere Bedeutung zukomme. Und das wohl ganz besonders in Köln, ist diese Stadt nach Auffassung der Richter und zum Unbill aller Düsseldorfer, Bonner u.a. doch die Hochburg des rheinischen Karnevals. An Weiberfastnacht werde üblicherweise spätestens ab 11:11 Uhr nur noch das Nötigste gearbeitet und dann gefeiert, häufig kostümiert.  Wird dann nicht ausgestempelt, weil es sich um eine private Feier handele, liege zwar ein Verstoß gegen die arbeitsvertraglichen Pflichten vor. Dieser sei aber unter Würdigung der besonderen karnevalistischen Umstände zumindest an Weiberfastnacht nicht so gravierend. Kein Wunder also, dass die Richter die außerordentliche Kündigung für unwirksam erachteten und nicht zustimmten. 

Darauf ein dreifaches „Kölle Alaaf“!
III.
Vereinsrecht

Auch die Karnevalsumzüge und –veranstaltungen werden von Vereinen organisiert. Nach Robert Musil fördern Vereine fördern die Bestrebungen ihrer Mitglieder und stören die der anderen. Was aber passiert, wenn es im Verein zu Problemen kommt, etwa wenn ein Mitglied aus der Prinzengarde ausgeschlossen werden soll. 
So einen Fall hatte das Amtsgericht Düsseldorf (Urteil vom 27. Januar 2009, Az.: 52 C 10352/08) zu entscheiden. Der Kläger gehörte dem Vorstand des Vereins an. Mit ihm kam es zum Streit in mehreren wesentlichen Sachfragen, wie etwa wer verbindliche Anordnungen in Uniformfragen zu treffen habe und wer zu Anordnungen über die Besetzung des hinteren überhöhten Bereiches des Prunkwagens der Prinzengarde während des Rosenmontagszuges berechtigt war. Am Ende wollte man ihn loswerden. Vor der Einberufung einer Mitgliederversammlung wurde der Kläger gefragt, ob er nicht von sich aus zurücktreten wolle. Der Kläger erklärte, dass er sich einen Rücktritt vorstellen könne, wenn man ihn im Gegenzug hierfür zum Ehrenkommandanten ernennen würde. Später überlegte er es sich aber dann doch nochmal und wollte nicht mehr zurücktreten. Er wurde daraufhin vom Vorstand aus der Prinzengarde ausgeschlossen und zur Begründung angeführt, mit seinem Rücktritt von seinem angekündigten Rücktritt habe er das von ihm gegebene Wort gebrochen und damit den Vorstand getäuscht und hintergangen. Dadurch sei auch das Ansehen der Prinzengarde öffentlich geschädigt worden. 

Unter strikter Anwendung des im Bürgerlichen Gesetzbuch verankerten Vereinsrechts und karnevalistischer Grundprinzipien stellte das Gericht fest, dass der Ausschluss unwirksam war. 

Ein Vereinsvorstand könne nur durch die Mitglieder bestellt werden. Es verstehe sich dann von selbst, dass auch nur die Mitgliederversammlung bzw. vorliegend im Sonderfall des Korps die Korpsversammlung als Souverän des Vereins bzw. des Korps diese Bestellung rückgängig machen könne und nicht der Vereinsvorstand. 
Es komme nun mal in einer pluralistischen Gesellschaft vor, dass verschiedene Meinungen und Anschauungen vertreten werden. Gerade dann könne es Sinn einer Wahl durch eine Mitgliederversammlung sein, die im Verein vorhandenen unterschiedlichen Auffassungen und Strömungen auch im Vorstand vertreten sehen zu wollen. Es sei dann urdemokratische Aufgabe der gewählten Vorstandsmitglieder diese Unterschiede zu ertragen und gegebenenfalls zu einem Ausgleich zu bringen. Dieses würde vollkommen unterlaufen, wenn eine Mehrheitsströmung in einem Vereinsvorstand die Möglichkeit hätte, die Minderheit einfach auszuschließen. Damit würde der hinter der Wahl stehende Wille der Mitglieder vollständig missachtet. Im Übrigen entspreche dies nicht nur demokratischen Prinzipen, sondern auch karnevalistischen Grundsätzen wie etwa „Jeder Jeck ist anders” und „Man muss auch gönne könne”.

Kann ein Vereinsvorstand danach keine Mitglieder des eigenen Vorstandes aus dem Vorstand entfernen, so liegt es auf der Hand, dass es ihm erst Recht verwehrt sein muss, ein Vorstandsmitglied dadurch aus dem Vorstand zu entfernen, dass er es gleich ganz aus dem Verein ausschließt, so der Düsseldorfer Richter. 
IV.
Steuer- und Sozialrecht: Der Staat feiert mit!

„Vor Gericht und auf hoher See ist man in Gottes Hand“ - sagt der Volksmund. Bekanntlich gibt es so manch’ überraschende Gerichtsentscheidungen. So manch’ andere sorgen dagegen für Unmut und rufen Unverständnis hervor. Dies dürfte insbesondere für Entscheidungen verschiedener Gerichte gelten, die ein- und dieselbe Frage unterschiedlich beantworten. Kein Karnevalsscherz, das gibt es sogar auf Bundesebene. An der Büttenrede scheiden sich die (Richter-)Geister:

Bundesfinanzhof: Die Büttenrede ist keine Kunst!

Der Kläger trat im Kölner Karneval als Büttenredner auf. Er war der Auffassung, dass die von ihm als Büttenredner erzielten Einkünfte dem ermäßigten Steuersatz unterliegen, weil es sich hierbei um Einkünfte aus einer künstlerischen Tätigkeit gehandelt habe. Das zuständige Finanzamt lehnte es jedoch ab, den ermäßigten Steuersatzes anzuwenden. Alle Rechtsmittel des Klägers hatten keinen Erfolg.

Der Bundesfinanzhof (Urteil vom 26. Februar 1987, Az.: IV R 105/85) erkannte, dass die Büttenreden des Klägers „keine eigenschöpferische Tätigkeit mit einer gewissen Gestaltungshöhe“ darstellen. Denn es fehle an einer eigenschöpferischen Tätigkeit, wenn der Redner mit Schablonen arbeite und die gleiche Rede, wenn auch mit Variationen, in zahlreichen Fällen immer wieder vortrage. Das eigenschöpferische Element fehle auch dann, wenn der Redner mit der Verwendung weniger Grundmuster auskomme und nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen einen individuellen Redetext entwerfe. Der Kläger habe aber seine Büttenreden auf etwa 80 bis 125 Veranstaltungen nach einer bestimmten Rednerschablone gehalten. Das genüge den Anforderungen an eine eigenschöpferische Tätigkeit auch dann nicht, wenn der Kläger diese Reden in kölscher Mundart und humorvoller Weise gehalten habe.

Das Gericht hatte auch nichts daran auszusetzen, dass das Finanzgericht diese Frage aus „eigener Sachkunde“ entschied. Das Finanzgericht hatte in der mündlichen Verhandlung eine Rede des Klägers vorgelesen und sich eine Tonbandaufnahme einer weiteren Rede angehört. Es ging auch davon aus, dass die Richter des Finanzgerichtes mit den Eigenschaften des Kölner Karnevals vertraut gewesen seien. Die Einschaltung eines Sachverständigen sei deshalb nicht erforderlich gewesen.

Bundessozialgericht: Die Büttenrede ist Kunst!

Zu dieser Entscheidung des Bundesfinanzhofes setzt sich das Bundessozialgericht (Urteil vom 30. Februar 1997, Az.: 3 RK 22/96) in Widerspruch.

Danach sind die Karnevalsgesellschaften, die Sitzungen veranstalten, genauso wie Musik- und Theateragenturen verpflichtet, Abgaben an die Künstlersozialkasse zu leisten. Allerdings war nicht festzustellen, ob die hier in Frage stehenden Reden „schablonenhaft“ waren oder nicht. Das Bundessozialgericht hält diesen Punkt aber auch nicht für entscheidend. Nach dessen Ansicht sind Büttenredner immer selbständige Künstler im Sinne des Künstlersozialversicherungsgesetzes, und zwar „ohne dass es auf die Qualität ihrer Darbietung ankommt“. 

Die gegen diese Entscheidung gerichtete Verfassungsbeschwerde (Beschluss vom 11. September 1998, Az.: 1 BvR 1670/97) wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht angenommen.

Und was ist die Moral von der Geschicht’? Wenn’s Geld bringt, ist die Büttenrede Kunst, wenn’s Geld kostet, nicht! 

Verkauf von Karnevalsorden

Das gilt schließlich auch für den Verkauf von Karnevalsorden. Dieser ist nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Köln (vom 18. April 2012, Az.: 13 K 1075/08) nicht steuerbegünstigt. 

Eine gemeinnützige Karnevalsgesellschaft vergibt alljährlich in der Karnevalssession Karnevalsorden. Diese Orden werden überwiegend zu karnevalistischen Anlässen an verschiedene Personen für besonderes karnevalistisches Engagement o. ä. verliehen. Ca. 10 % der jährlich angeschafften Karnevalsorden werden mit einem Gewinnaufschlag von über 300 % verkauft. Die Karnevalsgesellschaft behandelte die Erlöse aus dem Verkauf der Karnevalsorden als steuerfreie Einnahmen aus einem Zweckbetrieb. Das sah das Finanzamt anders. Nach seiner Auffassung handelt es sich insoweit um eine wirtschaftliche Tätigkeit, deren Einnahmen der Körperschaftsteuer unterliegen. 

Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung. 
Das Gericht wies auf die Gesetzeslage hin, wonach eine Körperschaft von der Körperschaftsteuer befreit sei, wenn sie nach ihrer Satzung und ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken diene. Diese persönliche Steuerbefreiung sei aber sachlich ausgeschlossen, soweit ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten werde. In diesem Fall verliere die Körperschaft die Steuervergünstigung für die dem Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Einkünfte, soweit der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb sei. Dies führe zu einer partiellen Steuerpflicht hinsichtlich der Einkünfte aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb.

Die unentgeltliche Abgabe der Karnevalsorden sei ihrer Art nach mit dem Verkauf von Orden nicht zu vergleichen. Das Gericht hatte schon erhebliche Zweifel, ob der Verkauf von Karnevalsorden überhaupt dazu dient, das traditionelle Brauchtum und damit auch die satzungsmäßigen Zwecke des Vereins zu fördern. 
V.
Verwaltungsrecht: Rosenmontag ist (fast) alles erlaubt!

Wer es bis jetzt noch nicht wusste, weiß es spätestens nach der Lektüre dieses Falls: Im Karneval und speziell in Köln ist alles anders! Denn wenn es sonst irgendwo laut wird, kommt die Polizei und dann hat Ruhe einzukehren. Wenn nicht, gibt es ein Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen das Immissionsschutzgesetz. Das sah der Richter des Amtsgerichts Köln aber ganz anders. Wohl aus eigener Sachkunde beurteilte er die Lage im Karneval als notstandsähnlich:

Lärmausnahmezustand an den tollen Tagen

Die Stadt Köln legte dem Wirt einer Gaststätte zur Last, er habe in der Nacht des Rosenmontages gegen 1.15 Uhr trotz bereits am Vortag gegen 23.50 Uhr von Polizeibeamten erteilter Abmahnung nicht verhindert, dass durch die betriebene Stereo-Anlage hervorgerufene Immissionen Anwohner in ihrer Nachtruhe störten und dass sich in der Gaststätte Besucher befanden, die mit Trommeln und anderen akustischen Instrumenten Immissionen erzeugten, die ebenfalls die Nachtruhe störten. Der Wirt erhob Einspruch und fand einen verständnisvollen Richter (AG Köln, Urteil vom 04. Februar 1997, Az.: 532 Owi 183/96). 

Der gab kund, dass es höchst fraglich sei, ob das Landesimmissionsschutzgesetz an den tollen Tagen greifen könne und es an diesen Tage überhaupt eine Nachtruhe gebe. Diese Frage könne aber dahinstehen. Denn jedenfalls sei dem Wirt nicht vorzuwerfen, dass er das, was er jahrelang als üblich und unbeanstandet erlebt hatte, nicht mit drastischen Mitteln, etwa durch Ausschalten des elektrischen Lichts, verhindert habe. Es sei ihm nicht anzulasten, dass seine bloß wörtlichen Ermahnungen keine nachhaltigeren Wirkungen gehabt hätten. 

Folglich wurde der Bußgeldbescheid aufgehoben.

VI.
Zivilprozessrecht: Stillstand der Rechtspflege im Karneval?

Auch das Verfahrensrecht kann Gegenstand von Entscheidungen sein, die im Zusammenhang mit der „5. Jahreszeit“ stehen. 

Ist etwa die Berufung auch dann unentschuldbar verspätet eingelegt worden, wenn der letzte Fristtag Rosenmontag war und der Kläger an diesem Tag keinen Anwalt fand, der für ihn Berufung einlegen konnte? 

Oder wie in dem Bundesland Bayern, das ohne Zweifel nicht im Verdacht steht, dem närrischen Frohsinn verfallen zu sein, die Terminierung einer mündlichen Verhandlung auf Weiberfastnacht um 11:11 Uhr zu verstehen? 

Über diese Fragen hatten tatsächlich der Bundesgerichtshof und das Oberlandesgericht München zu entscheiden:

Berufungseinlegung am Rosenmontag

Der in Marburg wohnhafte Kläger hatte beim Landgericht Koblenz Klage erhoben, die zunächst abgewiesen wurde. Die Berufungsfrist versäumte er, weil die von ihm beauftragte Rechtsanwältin am Rosenmontag in allen Kanzleien der beim Oberlandesgericht Koblenz zugelassenen Rechtsanwälte keinen Berufungsanwalt habe erreichen können. Weder der Kläger, noch seine Anwältin hätten gewusst, dass am Rosenmontag-Nachmittag in den Koblenzer Anwaltskanzleien nicht gearbeitet werde. Das Berufungsgericht lehnte es ab, das Verfahren auf den Antrag des Klägers wieder in den vorigen Stand zu versetzen. Dem folgte der Bundesgerichtshof (Urteil vom 15.10.1981- III ZR 74/80) jedoch nicht. 
Nach Auffassung der Bundesrichter brauchte der Marburger Kläger nicht vorsorglich zu berücksichtigen, dass in Koblenz jedenfalls am Nachmittag des Rosenmontags die Büros der Berufungsanwälte geschlossen zu sein pflegen. Zwar hätte der Kläger wohl damit rechnen können, dass er den einen oder anderen Rechtsanwalt am Rosenmontag nicht werde erreichen können und sich darauf einstellen müssen. Dagegen brauchte sich dem Kläger jedoch nicht aufzudrängen, dass sämtliche Anwaltsbüros an einem Tag, der kein allgemeiner Feiertag im Sinne des Gesetzes ist, zur üblichen Geschäftszeit geschlossen sein würden, zumal Koblenz jedenfalls überregional nicht den Ruf einer Hochburg des Karnevals genieße wie etwa Köln oder Mainz.

Verhandlung an Weiberfastnacht um 11:11 Uhr in Bayern

Die Klägerin fühlte sich nicht richtig ernst genommen. Da setzte das Amtsgericht die mündliche Verhandlung in einer Unterhaltssache doch tatsächlich auf Weiberfastnacht um 11:11 Uhr fest! Wenn das kein Scherz sein sollte. Die Klägerin hielt den Richter deswegen für voreingenommen und lehnte ihn wegen der Besorgnis der Befangenheit ab. 

Die über diesen Antrag zu entscheidenden Richter des Oberlandesgerichtes nahmen die Sache gelassen (Entscheidung vom 12. Oktober 1999, Az.: 26 AR 107/99). Nach ihrer Auffassung könne auch in Familiensachen von den Parteien in der Karnevalszeit etwas Humor erwartet werden und zwar unabhängig davon, wie passend ein solcher „kleiner Scherz“ sei. 

Sie wiesen den Antrag der Klägerin als unbegründet zurück.

VII.

Kölsch für Anfänger: Der Kölsch-Kodex (auch bekannt als „Rheinisches

Grundgesetz“)

Köln ist nicht nur die Hochburg des rheinischen Karneval (LAG Köln). Der Kölner liebt und pflegt auch seine sprachlichen Eigenheiten, insbesondere die kurzen und knackigen Redewendungen. 

In dem Kölsch-Kodex wurden die 10 wichtigsten zusammengefasst. Wer sich zu Karneval in das rheinische Frohsinnsgebiet begeben will, tut gut daran, sich diese Redensarten fest einzuprägen. Denn damit kommt auch der Norddeutsche spielend durch den Karneval. Damit es aber zu keinen Missverständnissen kommt, folgen hier die Übersetzungen:

Artikel 1: 
Et es wie et es 

Sieh den Tatsachen ins Auge

Artikel 2: 
Et kütt wie et kütt

Habe keine Angst vor der Zukunft

Artikel 3: 
Et hätt noch immer jot jejange



Lerne aus der Vergangenheit

Artikel 4: 
Wat fott es es fott

Jammere den Dingen nicht nach

Artikel 5:
Et bliev nix wie et wor

Sei offen für Neuerungen

Artikel 6:
Kenne mer nit, bruche mer nit, fott domit

Sei kritisch, wenn Neuerungen überhand nehmen

Artikel 7: 
Wat wellste maache

Füge dich in dein Schicksal

Artikel 8:
Maach et jot, äver nit zo of

Achte auf deine Gesundheit

Artikel 9:
Wat soll dä Quatsch?

Stelle immer zuerst die Universalfrage

Artikel 10:
Drinkste eine met?

Komme dem Gebot der Gastfreundschaft nach
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